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Bezeichnung lt. Leistungsplan Bürgschaften zur Sicherung von Investitionen in Wohngebäuden und sozialen 

Einrichtungen im Wohnumfeld 
 
 

Weitere Änderungen im Wirtschafts-/ Stellenplan: 
 

Im Produktblatt soll unter Punkt Nr. 5 die folgende Ergänzung 
vorgenommen werden: 
 
- Landesbedienstete, die Wohnungsimmobilien erwerben 
 
Außerdem sollen im Produktblatt unter Punkt Nr. 6 folgende Änderungen 
vorgenommen werden: 
 
Die Anzahl der Bürgschaftsübernahmen soll von „600“ auf „700“ erhöht 
werden. 
 
Die Anzahl für mit Bürgschaften geförderte Wohneinheiten (WE) soll 
von „1.200“ auf „1.300“ erhöht werden. 
 
Das angestoßene Investitionsvolumen (Gesamtkosten durch 
Bürgschaften geförderter Maßnahmen) soll von „TEUR 240.000,0“ auf 
„TEUR 270.000,0“ erhöht werden. 
 
Das Bewilligungsvolumen für Bürgschaften soll von „TEUR 60.000,0“ 
auf „TEUR 70.000,0“ erhöht werden. 
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Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung des Änderungsantrags: 

      
 

Mit dem Antrag soll ermöglicht werden, dass das Land Hessen Bürgschaften für Bedienstete des Landes Hessen gibt, 
wenn diese Wohneigentum erwerben wollen. Gerade im unteren und mittleren Einkommensbereich scheitert oftmals die 
Wohneigentumsfinanzierung insbesondere im Ballungsraum an den notwendigen Banksicherheiten. Dem soll mit dem 
Antrag entgegengewirkt werden. 
 
Mit den Personalvertretungen ist eine Vereinbarung über die Vergabekriterien zu treffen. 

 
Wiesbaden, 09.11.2016 
 
Für die Fraktion der SPD 
Der Fraktionsvorsitzende 
 
 
 
 
Thorsten Schäfer-Gümbel 
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